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1. Einleitung

Bürgerrechte sind die gesetzlichen Rechte, die der Staat den Mitgliedern seines Staatsvolkes zu-
gesteht. Im Einzelnen zählen dazu insbesondere die Versammlungsfreiheit (Art. 8 GG), die Verei-
nigungs- und Koalitionsfreiheit (Art. 9 GG), die Freizügigkeit (Art. 11 GG), die Berufsfreiheit (Art.
12 I GG), das Ausbürgerungs- und Auslieferungsverbot (Art. 16 I, II GG), das Widerstandsrecht
(Art. 20 IV GG) und das Gleichheitsgebot (Art. 33 I - III GG). Schließlich gehört auch der Bereich
der Wahlrechtsgrundsätze dazu (vgl. Art. 38 I S. 1 GG und Art. 20 II GG). Bürger i.S.d. Grundge-
setzes sind nur deutsche Staatsangehörige, deshalb beziehen sich diese Rechte nur auf die
Staatsbürger. (vgl. Pieroth/Schlink, Grundrechte, Staatsrecht II, 14. Aufl. 1998, Rn. 108)

„Bürgerrecht“ ist aber nicht nur ein juristischer Begriff sondern auch ein politischer Begriff und
damit auch ein in der politischen Auseinandersetzung mitunter undifferenziert gebrauchter Be-
griff. Für den vorliegenden Vergleich von Aussagen zu Bürgerrechten in den Bundestagswahl-
programmen der Grünen und der F.D.P. seit 1980 wurde der politischen Bedeutung des Begriffs
Rechnung getragen.

In der Tabelle werden wahlprogrammatische Aussagen zur Bürgerrechtspolitik zitiert und Kate-
gorisiert. Hinsichtlich der Kategorisierung wurde versucht, einzelne Aussagen einzelnen (politi-
schen) Bürgerrechten zuzuordnen („Wahlrecht“, „Recht auf informationelle Selbstbestimmung“
usw.). Dabei werden mitunter auch Kategorien gewählt, die keine klassischen Bürgerrechte dar-
stellen, aber politisch unter dem Aspekt „Bürgerrechte“ von den Parteien diskutiert werden. Hier
sind zum Beispiel das Asylrecht oder einzelne Aspekte der Inneren Sicherheit zu nennen.

Es handelt sich nicht um eine vergleichende Analyse der Aussagen zur Bürgerrechtspolitik son-
dern lediglich um eine Zusammenstellung der Aussagen. Dabei ist zu beachten, dass die Quanti-
tät mit der Länge der untersuchten Wahlprogramme zusammenhängt: Bei der F.D.P. lagen für die
Jahre 1983 und 1987 im Verhältnis zu den Wahlprogrammen der Jahre davor und danach kurze
Wahlaufrufe beziehungsweise „Wahlplattformen“ vor. Gleiches gilt für die Grünen-Programme
aus den Bundestagswahlkämpfen 1980, 1983 und 1998. Dies gilt es zu berücksichtigen, bevor die
reine Menge an Aussagen zu bürgerrechtspolitischen Fragen beider Parteien miteinander vergli-
chen wird.
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